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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Januar 1959 

12 — 65304 — 2130/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 49 Abs. 2 des Zollgesetzes vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung des 
Fünften Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1671) den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Ersten Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1959 (Malzzoll) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96a der Geschäftsordnung des Bundestages. Der Verordnungs- 
entwurf sieht die Neuregelung eines Schutzzolles vor. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf einer Ersten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Malzzoll) 


Auf Grund des Artikels 3 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 

1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemein- 
schaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) 
verordnet die Bundesregierung, nachdem dem Bun- 
desrat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
worden ist, mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1959 (Bundesgesetzbl. 

1958 II S. 751) wird mit Wirkung vom 1. Januar 

1959 wie folgt geändert: 


Die Tarifnr. 11.07 (Malz, auch geröstet) erhält folgende Fassung: 


Tarif- 

nummer 


Warenbezeichnung 


11.07 


Malz, auch geröstet 


Zollsatz 

I °/o des Wertes 

j fürWaren | 
aus dem 
i freien | 

I Verkehr f^ r 

; der (ß), andere 

EWG Waren 

I oder ! 

| [EAG] 


18 

minde- 
stens für 
! 100 kg 

54 DM 
abzüglich 
63 °/o 
des 

Wertes 


20 

minde- 
stens für 
100 kg 
60 DM 
abzüglich 
67 °/o 
des 

Wertes 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 4 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) auch im 
Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet die Mitglied- 
staaten, mit Wirkung ab 1. Januar 1959 unterein- 1 
ander für jede Ware einen Zollsatz in Kraft zu 
setzen, der um 10°/o unter dem Ausgangszoll- 1 
satz d. i. der am 1. Januar 1957 angewandte 
Zollsatz — liegt. Diese Verpflichtung ist von der 
Bundesrepublik Deutschland durch den am 1. Januar 
1959 in Kraft getretenen Deutschen Zolltarif 1959 
für alle Waren — ausgenommen Malz — erfüllt 
worden. 

2. Im Deutschen Zolltarif 1959 ist für Malz 
(Tarifnr. 11.07) aus dem freien Verkehr der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zunächst der am 
1. Januar 1957 angewandte Zollsatz eingesetzt wor- 
den, nämlich: 20% des Wertes, mindestens für 


100 kg 60 DM abzüglich 70% des Wertes. Dies 
geschah in der Erwartung, daß Malz — wegen der 
vorliegenden besonderen Verhältnisse — von der 
durch den EWG- Vertrag vorgeschriebenen lOpro- 
zentigen Zollsenkung ausgenommen würde. Diese 
Erwartung hat sich nicht erfüllt. Im Deutschen Zoll- 
tarif 1959 ist deshalb der Zollsatz für Malz aus dem 
freien Verkehr der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft mit Wirkung ab 1. Januar 1959 nachträglich 
um 10 % zu senken. 

3. Durch die vorliegende Verordnung hat die Bun- 
desrepublik Deutschland die Verpflichtung zum 
Abbau der Binnenzölle im Rahmen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft restlos verwirk- 
licht. 
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